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Problemstellung 

Angesichts der aktuellen Lage an den öffentlichen  Hochschulen 
der Bundesrepublik Deutschland - 1,8 Millionen Studierende auf 
800.000 Studienplätzen bei gleichzeitig stagnierenden Ausgaben 
der öffentlichen  Hand für den Hochschulbereich1 - sehen einige 
Beobachter bereits den Kollaps des existierenden Universitätssy-
stems voraus2 und empfehlen als Weg aus der Misere zum Teil 
eine radikale Neuorientierung der Bildungspolitik, insbesondere 
der Hochschulfinanzierung, an marktwirtschaftlichen  Prinzipien3. 

Ob sich die deutschen Hochschulen tatsächlich schon in einem 
„beklagenswerten Zustand"4 befinden, mag bezweifelt werden. Für 
ein rohstoffarmes  Land wie Deutschland, dessen wichtigster Wett-
bewerbsfaktor  in seinem Potential an qualifizierten Arbeitskräften 
liegt,5 ist Handlungsbedarf  jedenfalls gegeben. Die Ergebnisse 
einer international vergleichenden OECD-Studie über die Bil-
dungspolitik scheinen eine deutliche Sprache zu sprechen, wie 
Abbildung 1 zeigt: Die öffentlichen  Bildungsausgaben machen in 
der Bundesrepublik Deutschland im Vergleich mit anderen Indu-
strieländern nur einen relativ geringen Teil der Staatsausgaben 
aus.6 

1 Die Ausgaben je Absolvent/in und je Professorenstelle  sind zuletzt gesunken; 
vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT 2000, S. 395. 

2 Vgl. ROSIGKEIT/SCHNABL 1995, S. 543. 
3 Vgl. z.B. KRONBERGER KREIS 1993. 
4 KRONBERGER KREIS 1993, S. 3. 
5 Vgl. CATENHUSEN 1993, S. 37; GRIES 1999, S. 58. 

^ Allerdings ist zu berücksichtigen, daß die Berufsausbildung im dualen System 
zu einem wesentlichen Teil privat, d.h. durch Unternehmen finanziert wird. Auch 
sind eine ganze Reihe von öffentlichen Bildungsausgaben, wie etwa die Aufwen-
dungen für die Ausbildung von Beamtenanwärtern, sowie Ausgaben für die Be-
rücksichtigung von im Bildungsprozeß befindlichen Kindern im Rahmen des 
Familienlastenausgleichs nicht erfaßt. Die Bezugsgröße „öffentlicher  Gesamthaus-
halt" enthält zudem fur Deutschland auch den umfangreichen Bereich der Sozial-
versicherung. Der Ausgabenanteil fur Bildung müßte außerdem fur alle Länder 
entsprechend des jeweiligen Anteils der Bevölkerung im typischen Bildungsalter an 
der Gesamtbevölkerung bereinigt werden, um eine bessere Vergleichsbasis zu 
bieten. Vgl. SACHVERSTÄNDIGENRAT BILDUNG BEI DER HANS-BÖCKLER-STIFTUNG 
1998a, S. 24ff;  FÄRBER 1997, S. 5; KAZEMZADEH/STEUBE 1995, S. 24. 



2 Problemstellung 

Abbildung 1: Öffentliche  Bildungsausgaben in % der Staats-
ausgaben 1997 
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Quel le: Eigene Darstel lung mi t Daten aus O E C D 2000. 



Problemstellung 3 

Speziell auf die Hochschulen bezogen zeigt Abbildung 2, daß 
die (öffentlichen  und privaten) Aufwendungen pro Student/in in 
Deutschland im internationalen Vergleich7 ebenfalls relativ niedrig 
sind8. Insofern erbringen die Hochschulen mit der immer noch 
guten Qualität der Hochschul(aus)bildung in Deutschland eine 
beachtliche Leistung. Vermißt werden allerdings herausragende 
Spitzenleistungen, die sich nicht nur auf einzelne Institute be-
schränken9. 

Eine reine Marktorientierung des Hochschulsektors, d.h. eine 
Ausrichtung des Bildungsangebots sowie der Forschungsleistun-
gen ausschließlich an der zahlungskräftigen Nachfrage, erscheint 
jedoch nicht angemessen. Die Vorstellung beispielsweise, daß 
allein der Zugang zu staatlich garantierten Bildungsdarlehen Start-
chancengerechtigkeit auch für begabte, aber finanziell minderbe-
mittelte Studienanwärter gewährleisten soll, ist eher fragwürdig: 
Bereits in dem herrschenden System aus gebührenfreiem Studium 
und Hilfen zum Lebensunterhalt nach dem Bundesausbildungsför-
derungsgesetz sind Kinder von Selbständigen, Beamten und Ange-
stellten, im Verhältnis zum Anteil dieser Gruppen an der Gesamt-
bevölkerung, an den Universitäten deutlich überrepräsentiert 10. 

Die Position des „Bürgerrechts auf Bildung" (DAHRENDORF) 
oder der sogenannte „bildungspolitische Keynesianismus", die in 
den sechziger und siebziger Jahren breite Zustimmung fanden und 
zur Öffnung  der Hochschulen, insbesondere der Abschaffung  von 
Studiengebühren, führten 11, werden heute kaum noch vertreten. 
Fraglich ist aber, ob die Diskussion um den Meritorisierungsgrad 

^ Die Angaben fur Neuseeland beziehen sich auf das Jahr 1995, da für 1997 kei-
ne Daten vorliegen. 

ο 
° Auch hier ist anzumerken, daß der Vergleich pro Kopf und Jahr nicht zeigt, 

wie hoch die staatlichen Aufwendungen für ein Studium insgesamt sind, da die 
Verweilzeiten im tertiären Sektor international durchaus unterschiedlich sind; vgl. 
KAZEMZADEH/STEUBE 1995, S. 37. Bereits die Abgrenzung des tertiären Sektors ist 
international nicht ohne weiteres vergleichbar. 

9 Vgl. GLOTZ 1998, S. 117. 
1 0 Vgl. dazu Abbildung 9 auf S. 211. 
1 1 Vgl. LlTH 1983a, S. 80. 


